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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 26. Januar, 10 Uhr,

Thomas-Wimmer-Ring 1, Busanfahrtszone Nähe Isartor

Tourismusdirektorin Dr. Gabriele Weishäupl stellt bei der ersten Stadtrund-
fahrt zur Münchner Wirtschaftsgeschichte dieses neue Format für Stadt-
führungen vor und informiert über Zielgruppen und Vermarktungskonzept.
Die Rundfahrt führt zu markanten Orten des Münchner Wirtschaftslebens
aus Geschichte und Gegenwart.
Achtung Redaktionen: Fototermin vor Abfahrt am Isartorplatz. Ein frühe-
rer Ausstieg ist bei Bedarf möglich.

Wiederholung mit Änderung der Uhrzeit
Donnerstag, 26. Januar, 11 Uhr (statt wie angekündigt 10 Uhr),

Grütznerstube im Rathaus

Bürgermeister Hep Monatzeder, Schirmherr der Hochschulkooperation
„Raus aus dem Hörsaal, rein in die Wirtschaft“, begrüßt Studenten der
Macromedia Hochschule für Medien und Kommunikation (MHMK). Diese
präsentieren Plakate, die im Rahmen der Kooperation zwischen ihrer
Hochschule und der Ströer Städtemedien GmbH entstanden sind und für
nachhaltige Unternehmen werben: In diesem Jahr für ZebraMobil und die
Solarinitiative München. Die Studenten und ihre Lehrer werden erläutern,
was genau die Werbung im öffentlichen Raum auszeichnet und welche
konzeptionelle und kreative Arbeit hinter den Großflächenplakaten steckt.

Wiederholung
Donnerstag, 26. Januar, 17 Uhr,

Aula der Berufsfachschulen, Kraeplinstraße 18

Stadtrat Alexander Reissl (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte zum Jahresempfang der Akademie der Städtisches Klini-
kum München GmbH.

Wiederholung
Donnerstag, 26. Januar, 17 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal

Sitzung des Sportbeirates der Landeshauptstadt München.
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Wiederholung
Donnerstag, 26. Januar, 19.30 Uhr,

Allerheiligen-Hofkirche, Residenzstraße 1

Stadtrat Marian Offman (CSU) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters Grußworte bei einem Gedenkkonzert am Vorabend des Gedenktags
an die Opfer des Nationalsozialismus in der Allerheiligen-Hofkirche der Re-
sidenz. Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers spricht zum Thema des
Gedenktags. Eine Veranstaltung des NS-Dokumentationszentrums Mün-
chen.

Freitag, 27. Januar, 10 Uhr

Grund- und Mittelschule an der Torquato-Tasso-Straße 38

Festakt zum 50-jährigen Bestehen des Schulgebäudes. Es sprechen Franz
Maget, Vizepräsident des Bayerischen Landtags, die Fachliche Leiterin
des Staatlichen Schulamts, Leitende Schulamtsdirektorin Georgine Müller,
und Susanne Kähne, Leiterin der Fachabteilung Grund-, Mittel- und Förder-
schulen im Referat für Bildung und Sport in Vertretung des Stadtschulrats.
Das Rahmenprogramm gestalten Schülerinnen und Schüler der beiden
Schulen. Im Anschluss an den offiziellen Teil laden die Schulen zu einem
Tag der offenen Tür ein.

Samstag, 28. Januar, 9.30 Uhr,

Berufsinformationszentrum (BIZ), Kapuzinerstraße 30

Der Referent für Arbeit und Wirtschaft Dieter Reiter eröffnet gemeinsam
mit Bernd Becking, dem Vorsitzenden der Geschäftsführung der Agentur
für Arbeit München, die Berufsinformationsmesse „Faszination Technik“.
Die Messe bietet vielfältige Informationen über technische Berufsbilder
und Studiengänge und wendet sich insbesondere an Schülerinnen und
Schüler aus den Vorabgangs- und Abgangsklassen der Realschulen, Gym-
nasien und Fachoberschulen sowie an ihre Eltern.

Montag, 30. Januar, 10 Uhr, Waldgartenstraße 49 a

Stadtrat Johann Stadler (CSU) gratuliert der Münchner Bürgerin Kreszentia
Grünwald im Namen der Stadt zum 101. Geburtstag.
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Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 1. Februar, 17.30 bis 19 Uhr,

BA-Büro, Seidlvilla, Nikolaiplatz 1 b (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann)
mit dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Meldungen

Infoveranstaltungen der Fachoberschulen und Berufsoberschulen

(25.1.2012) Die Fachoberschulen und Berufsoberschulen in München laden
im Januar und Februar zu Informationsveranstaltungen ein, um interessier-
te Eltern sowie Schülerinnen und Schüler über Aufnahmevoraussetzun-
gen, Einschreibemodalitäten und Angebot der Schulen zu informieren. Die
Informationsveranstaltungen der städtischen und staatlichen Fachober-
schulen und Berufsoberschulen finden in den nächsten Tagen und Wochen
statt. Eine komplette Übersicht über alle Termine bietet die Internetseite
www.muenchen.de/schuleinschreibung. Auskünfte erteilen auch die einzel-
nen Schulen.
Die Anmeldungen zum Schuljahr 2012/2013 werden für beide Schularten in
der Zeit vom 5. bis 16. März (Montag bis Freitag) in den jeweiligen Schulen
entgegengenommen.
Eine Ausnahme bildet die Private Friedrich-Oberlin-Fachoberschule für
Sozialwesen und Wirtschaft, Verwaltung und Rechtspflege: Dort ist die
Anmeldung vom 17. Februar bis 9. März möglich.
Die Aufnahmeprüfung in der Städtischen Rainer-Werner-Fassbinder-Fach-
oberschule für Gestaltung findet am 21. März statt.

Diskussionsveranstaltung: Europa zwischen Schuldenkrise und

Wirtschaftsboom

(25.1.2012) Wie passen das deutsche Wirtschaftswachstum und die Krise
des Euro zusammen? Am 30. Januar, 17 Uhr, in der Stadtbibliothek Am
Gasteig, Rosenheimer Straße 5, beantworten zwei Experten bei einer Ver-
anstaltung des Europe-Direct-Informationszentrums und der Friedrich-
Ebert-Stiftung Fragen zu Schuldenkrise und Wirtschaftsboom. Dr. Jürgen
Gaulke, Pressesprecher des Münchner IFO-Instituts, und Dr. Michael Dau-
derstädt, Leiter der Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik der Friedrich-
Ebert-Stiftung, erläutern die Mechanismen, von denen Europas Wirtschaft

http://www.muenchen.de/schuleinschreibung
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bestimmt wird. Krisenbedingt hohe öffentliche Schulden, Spekulationen auf
Staatspleiten an den Finanzmärkten und Konstruktionsfehler der Wäh-
rungsunion gefährden die Stabilität der Eurozone und erfordern immer grö-
ßere Solidaritätsanstrengungen der europäischen Partner. Im Kontrast
dazu steht das vor allem bis in die Sommermonate dieses Jahres beein-
druckende deutsche Wirtschaftswachstum. Im Zentrum der Diskussion
stehen daher folgende Fragen: Wie kommt es zu dieser Entwicklung,
welche Rolle spielen wirtschaftliche Ungleichgewichte innerhalb der Wäh-
rungsunion? Welche wirtschafts- und fiskalpolitischen Konsequenzen
müssen gezogen werden, damit Europa als Gemeinschaft gestärkt aus
der Krise hervorgeht? Wie sind die aktuellen Beschlüsse zu bewerten?
Wie können die Verursacher an den Kosten der Krise beteiligt und die so-
zialen Auswirkungen für die Menschen in Europa so gering wie möglich
gehalten werden?
Die Diskussionsveranstaltung bildet den Abschluss der Ausstellung
„Euro-Spott – Die europäische Währungsunion in der europäischen Kari-
katur gestern und heute“, die noch bis zum 3. Februar in der Stadtbibliothek
Am Gasteig auf Ebene 1.1 zu sehen ist. Dort findet auch die Veranstaltung
zu Schuldenkrise und Wirtschaftsboom in Europa statt. Der Eintritt ist frei.
Das Europe-Direct-Informationszentrum (EDI) ist ein Gemeinschaftspro-
jekt des Fachbereichs Europa im Referat für Arbeit und Wirtschaft der Lan-
deshauptstadt München und des Kulturreferats. Gefördert wird es von der
Europäischen Kommission. EDIs gibt es in ganz Europa. Weitere Informa-
tionen unter www.muenchen.de/europe-direct.

Studentenkonzert „Bass Art“ im Stadtmuseum

(25.1.2012) Studierende der Kontrabassklasse Professorin Christine
Hoock, Universität Mozarteum Salzburg, spielen am Sonntag, 29. Ja-
nuar, um 11 Uhr in der Sammlung Musik im Münchner Stadtmsueum,
St.-Jakobs-Platz 1, Werke von Giovanni Bottesini, Serge Koussevitzky,
Emil Tabakov, Karl Ditters von Dittersdorf und Frank Proto. Mitwirkende
sind Arisa Yoshida, Anna-Lena Cech, Stefan Milojicic, Andrew Lee, Youn-
Hee Park, Andreas Müller und Mari Kato (Klavier). Der Eintritt ist frei.
Professorin Christine Hoock leitet die Kontrabassklasse der Universität
Mozarteum Salzburg. Neben ihrer Lehrtätigkeit in Salzburg und bei inter-
nationalen Meisterkursen bringt sie auch im Rahmen ihrer regen Konzert-
tätigkeit vielen Menschen in aller Welt die Faszination des Kontrabasses
nahe. Die Studierenden und Absolventen der Kontrabassklasse von
Hoock gewinnen immer wieder Wettbewerbe und Probespiele für Orche-
sterstellen. Als Orchestermusiker, Praktikanten oder Akademisten spielen

http://www.muenchen.de/europe-direct
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sie u.a. bei den Münchner, Berliner und Wiener Philharmonikern und ge-
wannen Preise bei internationalen Solo- und Orchesterwettbewerben.
Professorin Christine Hoock ist als Solistin, Kammer- und Orchestermusi-
kerin international tätig. Sie gastiert u.a. beim Schleswig-Holstein Musik-
festival, Lucerne Festival, San Sebastian Festival, KlangBogen Wien, Feld-
kirch Festival, Rheingau Musikfestival, MusikTriennale Köln, Oficina de
Musica Curitiba und bei den Berliner und Salzburger Festspielen. Wäh-
rend ihres Studiums in Frankfurt und Genf bei Günter Klaus und Franco
Petracchi gründete Hoock das „Frankfurter Kontrabass Quartett“, das
durch Konzerte, Rundfunk-, Fernsehaufnahmen und die CD „Quattro Con-
tra Bassi“ – erschienen bei Darbringhaus & Grimm – weltweit bekannt
wurde. Als Preisträgerin internationaler Wettbewerbe folgte während ihrer
Tätigkeit als Solokontrabassistin des Sinfonieorchesters des Westdeut-
schen Rundfunks Köln der Ruf als Professorin für Kontrabass an die Uni-
versität Mozarteum Salzburg.
Professorin Hoock gibt neben ihrer regen Konzerttätigkeit und der Profes-
sur in Salzburg Meisterkurse im Rahmen internationaler Akademien und
Festivals. Sie ist als Jurorin bei namhaften Wettbewerben aktiv und enga-
giert sich in Zusammenarbeit mit der International Society of Bassists,
Jugend Musiziert und dem European Union Youth Orchestra  (EUYO) für
Nachwuchsmusiker im Fach Kontrabass. Tourneen führen sie nach Asien,
USA, Südamerika, Europa und Russland. Zu ihren musikalischen Freunden
gehören Alexander Trostiansky, Winfried Rademacher, Lukas und Veronika
Hagen, Quadro Nuevo und Enrico Bronzi. Hoock hat zahlreiche Aufnah-
men bei europäischen Rundfunksendern eingespielt. Ihre Solo-CDs „Bas-
saNova“, „Contrabajisimo“, und „wordwidebass“ erschienen bei Ambitus.

Winterdienstbilanz für die Zeit vom 23. bis 24. Januar

(25.1.2012) Hier die aktuellen Winterdienst-Zahlen:
Montag, 23. Januar:

Einsatzzahlen:
Personal: 53 Fahrzeuge: 28
Streuguteinsatz:
Salz: 15,2 t Splitt: -
Kosten des Einsatztages: 50.443,80 Euro
Dienstag, 24. Januar:

Einsatzzahlen:
Personal: 737 Fahrzeuge: 493
Streuguteinsatz:
Salz: 360 t Splitt: 426,9 t
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Kosten des Einsatztages: 445.807,12 Euro
Bisherige Bereitschaftstage: 9
Bisherige Einsatztage: 76
Bisher aufgelaufene Kosten im Winter 2011/2012: 6.215.790,66 Euro
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 25. Januar 2012

Legionellen-Überprüfung in Wohnhäusern

Anfrage Stadtrat Richard Progl (Bayerpartei) vom 8.11.2011

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Ihrer Anfrage liegt folgender Sachverhalt zu Grunde:
Zum 1. November 2011 sei eine neue Trinkwasserverordnung in Kraft ge-
treten, „die es Vermietern zur Auflage macht, die Wasserversorgung in
Wohnhäuser (bis hinunter zu Einfamilienhäusern) regelmäßig auf Legionel-
len zu überprüfen, um entsprechenden Erkrankungen vorzubeugen.“

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage zur Beantwortung zuge-
leitet. Zunächst bedanke ich mich für die Fristverlängerung. Die von Ihnen
angesprochene Angelegenheit fällt bei Frage 4 in den Bereich der städti-
schen Wohnungsbaugesellschaften GWG Städtische Wohnungsgesell-
schaft München mbH (GWG) und GEWOFAG Holding GmbH (GEWOFAG).
Zu dieser Frage nahm das Beteiligungsmanagement im Referat für Stadt-
planung und Bauordnung (PLAN-HAIII-03) aufgrund vorliegender Stellung-
nahmen von GWG und GEWOFAG Stellung.

Für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen in der Trinkwasser-
Hausinstallation, das heißt ab der Wasseruhr, ist generell deren Eigentü-
mer, Inhaber oder Betreiber, häufig auch stellvertretend deren Hausver-
waltung, verantwortlich. Diese haben die gesundheitliche Unbedenklich-
keit des in der Hausinstallation verteilten Wassers sicherzustellen und so-
weit erforderlich entsprechende Wasseruntersuchungen durchzuführen.

Am 1. November 2011 trat die Erste Verordnung zur Änderung der Trink-
wasserverordnung vom 3. Mai 2011 in Kraft. Deren Neuregelungen bein-
halten u.a. die Verpflichtung zur Veranlassung von Legionellenuntersuchun-
gen in der Trinkwasserinstallation.
Betroffen sind alle Unternehmer und sonstigen Inhaber einer Trinkwasser-
installation, in der sich eine sog. „Großanlage zur Trinkwasserwärmung“
befindet, sofern aus dieser Anlage Trinkwasser im Rahmen einer öffentli-
chen oder gewerblichen Tätigkeit (auch Vermietung) abgegeben wird. Groß-
anlagen zur Trinkwassererwärmung sind Speicher-Trinkwassererwärmer
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oder zentrale Durchfluss-Trinkwassererwärmer mit einem Inhalt von mehr
als 400 l und/oder mehr als 3 l in jeder Rohrleitung zwischen dem Abgang
des Trinkwassererwärmers und der Entnahmestelle.
Ein- und Zweifamilienhäuser sind daher in der Regel nicht betroffen. Bei
Anlagen in ausschließlich von Eigentümer bewohnten Gebäuden besteht
diese Untersuchungspflicht nicht.

Mit Inkrafttreten der Änderung der TrinkwV besteht außerdem eine Anzei-
gepflicht. Der Unternehmer oder sonstige Inhaber einer solchen Großanla-
ge hat diese dem Gesundheitsamt anzuzeigen.

Die systemische Untersuchung der Trinkwasserhausinstallation auf Legio-
nellen ist einmal pro Jahr durchzuführen. Die Untersuchung muss durch
ein akkreditiertes Labor durchgeführt werden. Es kann erforderlich sein,
dass der Unternehmer und sonstige Inhaber geeignete Probenahmestel-
len einzurichten hat. Der Untersuchungspflicht muss der Unternehmer
oder sonstige Inhaber einer Trinkwasserinstallation selbständig nachkom-
men, ohne dass es einer Aufforderung durch das Gesundheitsamt bedarf.

Die Untersuchungsergebnisse sind dem Gesundheitsamt zu übermitteln.
Dieses stellt ggf. fest, ob der Betreiber oder sonstige Inhaber Maßnahmen
gegen eine Kontamination zu treffen hat. Art und Umfang eventuell richten
sich nach den Untersuchungsergebnissen sowie ggf. nach Ergebnissen
einer vom Inhaber durchzuführenden oder zu veranlassenden Gefähr-
dungsanalyse und Ortsbesichtigung.

Die Überwachungstätigkeit des RGU beinhaltet die Erarbeitung und Be-
reitstellung von Informationsmaterialien, Merkblättern und Checklisten für
die Münchner Bürgerinnen und Bürger (diese sind im Internet unter
www.muenchen.de/wasser unter dem Stichwort „Trinkwasser“ einsehbar)
sowie die Kontrolle der Umsetzung der Maßnahmen, die aus dem Nach-
weis relevanter Legionellenkonzentrationen erforderlich werden.

Die einzelnen Punkte Ihrer Anfrage werden wie folgt beantwortet:

Frage 1:

Wie viele Legionellenerkrankungen gab es die letzten Jahre in München?

Antwort:

Legionellen sind Süßwasserbakterien, die nach einer aerogenen Übertra-
gung auf den Menschen Pneumonien (Lungenentzündungen), die sog. Le-
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gionärskrankheit, und/oder respiratorische Infekte, das sog. Pontiac-Fie-
ber, hervorrufen können.
Nach neuesten Schätzungen des Kompetenznetzwerkes für ambulant er-
worbene Pneumonien (CAPNETZ) geht man davon aus, dass in Deutsch-
land etwa 4,2% aller auftretenden Pneumonien durch Legionellen verur-
sacht werden. Bei jährlich etwa 500.000 Pneumonien sind somit ca.
20.000-30.000 davon auf Legionellosen zurückzuführen. Die Letalität der
Legionellosen liegt zwischen 7-15%.
In der Annahme, dass o.g. Zahlen auch für das Stadtgebiet München re-
präsentativ sind, wäre in München (ca. 6.000 Pneumonien/Jahr) von ca.
250 Legionellosen mit etwa 15 bis 35 Todesfällen pro Jahr auszugehen.
Die Häufigkeit der durch Legionellen verursachten nicht-pneumonischen
Erkrankungen (Pontiac-Fieber) ist nicht exakt bekannt. Schätzungen gehen
davon aus, dass sie 10- bis 100-mal häufiger sind als die durch Legionellen
verursachte Pneumonie (Legionärskrankheit).

Der direkte bzw. indirekte (Labor-)Nachweis einer akuten Legionellen-Er-
krankung mit Pneumonie ist in Deutschland nach dem Infektionsschutzge-
setz meldepflichtig, einzeln auftretende Erkrankungen von Pontiac-Fieber
sind nicht meldepflichtig.
Pro Jahr werden deutschlandweit nur zwischen 400-500 Legionellosen ge-
meldet.
Dies bedeutet, dass bei Weitem nicht alle Legionellosen erkannt und ge-
zielt behandelt werden, insbesondere bei leichter Symptomatik wird von
einer hohen Untererfassung ausgegangen.

Das im Stadtgebiet München für den Vollzug des Infektionsschutzgeset-
zes zuständige Sachgebiet „Infektionsschutz“ im Referat für Gesundheit
und Umwelt (RGU-GS-IS) verzeichnete folgende Meldezahlen:

                                Grafik 1

Anmerkung: Die Unterschiede zwischen den Zahlen für die Labormeldun-
gen einerseits und andererseits für diejenigen Fällen, die der RKI-Falldefini-
tion entsprechen, ergeben sich u.a. dadurch, dass bei einigen Patienten
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zwar der direkte oder indirekte labordiagnostische Nachweis von Legionel-
len vorlag, nicht aber das klinische Bild einer akuten Lungenentzündung
bestand.
Die beim RGU eingehenden entsprechenden Labormeldungen zeigten kei-
ne erkennbare Tendenz einer Zu-/bzw. Abnahme von Erkrankungsfällen.

Frage 2:

Bei wie vielen davon war die Wasserversorgung in der Wohnung Krank-
heitsquelle? Welche Arten von Häusern (z.B. Wohnblocks, Mehrfamilien-
häuser, Einfamilienhäuser) waren zu welchem Anteil betroffen?

Antwort:

Im Warmwassersystem können sich im Temperaturbereich von 25° C bis
ca. 55° C Legionellen massenhaft vermehren. Werden diese z. B. beim
Duschen in hoher Konzentration eingeatmet, so können sie eine Lungenin-
fektion – die sogenannten Legionärskrankheit – oder das Pontiac Fieber
hervorrufen. Voraussetzung für die Bewertung des Warmwassersystems
im Hinblick auf eine mögliche Legionellenverkeimung ist die Durchführung
einer sog. „orientierenden Untersuchung“ gemäß den Vorgaben des
DVGW-Arbeitsblattes W 551. Diese umfasst die Beprobung von minde-
stens des Ablaufes der Trinkwassererwärmungseinheiten, des Rücklaufs
der Warmwasserzirkulationen sowie relevanter Zapfstellen in der Periphe-
rie des Gebäudes.
Grundsätzlich gilt, dass Trinkwasserprobenahmen nach den anerkannten
Regeln der Technik, wie in der DIN EN ISO 19458:2006 vorgegeben, durch-
zuführen sind.

Das RGU führt regelhaft anlassbezogen Probenahmen im Rahmen von
Ermittlungen bei durch Laboruntersuchungen nachgewiesenen und nach
Infektionsschutzgesetz gemeldeten Legionellenerkrankungen durch (2008:
39 Ermittlungen, 2009: 39 Ermittlungen, 2010: 29 Ermittlungen, 2011: bisher
15 Ermittlungen).

Eine objektbezogene Übersicht des Grades der Kontamination überprüfter
Warmwassersysteme (WWS) im Zeitraum 2008 - 2010 gibt nachfolgende
Darstellung wieder.
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                                            Grafik 2

Da keine weitere Differenzierung nach der Anzahl der Wohneinheiten ge-
mäß der Fragestellung getroffen wurde, kann die Frage nach der Art von
Häusern nur grob beantwortet werden. Es zeigt sich ein deutliches Über-
wiegen der größeren Wohnanlagen bei festgestellter mäßiger, hoher bzw.
extrem hoher Kontamination. Auch aus größeren Erhebungen ist bekannt,
dass Ein- und Zweifamilienhäuser eher selten eine höhere Legionellenkon-
tamination aufweisen.
Angemerkt sei, dass es oftmals schwierig ist, einen ursächlicher Zusam-
menhang der gemeldeten Legionellenerkrankung mit den feststellbaren
Verkeimungen der überprüften Anlagen/Einrichtungen allein auf Grundlage
der mikrobiologischen Untersuchungsbefunde konkret herzustellen oder
auszuschließen. Nur eine vergleichende molekulare Feintypisierung von
Umwelt- und Patientenisolaten könnte den Nachweis einer Übertragung
eindeutig belegen. Derartige aufwendige und kostenspielige Untersuchun-
gen bedürfen aber sowohl eines vorhandenen Erregerisolats aus dem
Trinkwasserbereich als auch aus Patientensekreten.

Frage 3:

Wie viele neue Stellen und welche Unkosten werden hierdurch auf die
Stadt München zukommen? (Anmerkung des Fragestellers: Die Überwa-
chung der Vermieterpflichten wird Aufgabe der Kommunen sein.)

Antwort:

Im Stadtgebiet München ist bei 135.000 Wohngebäuden (lt. Angabe stati-
stisches Amt München) von deutlich mehr als 50.000 dieser Großanlagen
auszugehen. Derzeit sind weniger als 1.000 Großanlagen von der Überwa-
chung durch das RGU erfasst. Die Umsetzung der in der geänderten Trink-
wasserverordnung gestellten Anforderungen wird einen erheblichen An-
stieg des Verwaltungsaufwandes zur Folge haben, der mit der vorhande-
nen personellen Ausstattung des RGU nicht ansatzweise geleistet werden
kann.
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Ausgehend von der bisherigen Überwachungs- und Beratungspraxis wür-
de sich nach ersten Schätzungen ein personeller Mehrbedarf von minde-
stens 50 Hygienekontrolleuren, gegebenenfalls zusätzlich eines Arztes
und/oder eines Hygieneingenieurs ergeben. Darüber hinaus wäre die IT-
Unterstützung der Bearbeitungsprozesse sicherzustellen.
Das RGU hat hierüber in seiner Sitzungsvorlage 08-14/V 07751 „Qualität
des Münchner Trinkwassers überprüfen“ ausführlich berichtet. Es gibt hier-
zu einen entsprechenden Beschluss der Vollversammlung des Münchner
Stadtrats vom 25.10.2011: „Mit der ab dem 01. November 2011 geltenden,
geänderten Trinkwasserverordnung kommt es zu einer massiven Auswei-
tung der Pflichten für die Betreiber und Eigentümer von privaten Hausin-
stallationen und einer deutlich erweiterten behördlichen Überwachungs-
und Beratungspflicht. Das RGU wird beauftragt, die notwendigen Ressour-
cenausweitungen und die notwendige IT-Unterstützung in Absprache mit
dem Personal- und Organisationsreferat, der Stadtkämmerei und dem Di-
rektorium zu prüfen, und dem Stadtrat hierzu zu berichten.“

Frage 4:

Welche zusätzlichen Kosten werden hier pro Haushalt auf die Münchner
Mieter, insbesondere diejenigen in städtischen Wohnungen, zukommen?
(Anmerkung des Fragestellers: Die Unkosten des Vermieters für die Ent-
nahme der Wasserproben und die Analyse durch Speziallabore werden als
Nebenkosten auf die Mieter umgelegt.)

Antwort:

Für den Bereich der städtischen Wohnungsbaugesellschaften GWG Städti-
sche Wohnungsgesellschaft München mbH (GWG) und GEWOFAG Hol-
ding GmbH (GEWOFAG) nimmt das Beteiligungsmanagement im Referat
für Stadtplanung und Bauordnung (PLAN-HAIII-03) aufgrund vorliegender
Stellungnahmen von GWG und GEWOFAG wie folgt Stellung:
„Der Kostenaufwand für eine Legionellenuntersuchung beträgt ca. 60
EUR pro Entnahmestelle. Die Kosten dieser Überprüfung sind Betriebsko-
sten und daher umlagefähig.
So wurden bezüglich der GWG-Wohnanlagen, in denen die entsprechen-
den Untersuchungen bereits stattgefunden haben, den jeweiligen Mieterin-
nen und Mietern im Rahmen der Betriebskostenabrechnung durchschnitt-
lich 0,10 EUR pro m² Wohnfläche und Jahr berechnet. Die konkrete Bela-
stung der Mieterschaft hängt von der jeweiligen Objektbelegung ab (An-
zahl Mieterinnen und Mieter pro zu überprüfender Anlage).“
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Gasabfüllanlage und Gaslagerung in Allach-Untermenzing

Antrag Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 26.10.2011

Antwort Joachim Lorenz, Referent für Gesundheit und Umwelt:

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch, wie von Ihnen
bereits mitgeteilt, eine laufende Angelegenheit der Verwaltung im Sinne
des Art. 37 Abs. 1 GO bzw. § 22 GeschO, deren Besorgung dem Oberbür-
germeister obliegt. Der Antrag wird daher mit diesem Schreiben bearbei-
tet.

Zu Ihrem Antrag möchte ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Zu Ziffer 1:

Dem Stadtrat wird dargestellt, inwiefern die Voraussetzungen zur Geneh-
migungsfähigkeit für die Anlage vor dem Hintergrund der generellen Ge-
fährdung der Bevölkerung, insbesondere im Störfall, auf Grund der vom
Vorhabenträger eingereichten Unterlagen und Gutachten gegeben sind.
Ferner ist auf die verkehrliche Erschließung einzugehen, da der Ausbau der
Ludwigsfelder Straße erst ansteht und derzeit auf den Planfeststellungs-
beschluss gewartet wird.

Antwort:

Im Hinblick auf mögliche Störfallszenarien im Rahmen des Vollzugs der
Störfallverordnung wurde der TÜV in einer gemeinsamen Besprechung mit
dem Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) und dem RGU im Dezem-
ber 2011 um eine Ergänzung des vorliegenden Gutachtens gebeten. Durch
die Einbindung des LfU ist gewährleistet, dass neben dem RGU auch
durch diese Fachbehörde eine neutrale Prüfung des Gutachtens erfolgt.
In diesem Rahmen wurde auch darum gebeten, dass der TÜV insbesonde-
re auch die von politischer Seite und der Bürgerschaft vorgetragenen Be-
denken im Hinblick auf den ausreichenden Abstand zur nächsten Wohnbe-
bauung, Unfallrisiko auf der Ludwigsfelder Straße, Gefährdung sozialer
Einrichtungen in der Nähe der beantragten Anlage konkretisiert, bzw. wei-
tere Beurteilungen hierzu vornimmt.
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Auf Basis der Gesprächsergebnisse ist davon auszugehen, dass eine Er-
gänzung des TÜV-Gutachtens und Prüfung durch das LfU und RGU bis
Mitte März 2012 erfolgen kann. Im Anschluss daran ist eine formale Anhö-
rung der Bezirksausschüsse 10, 23 und 24 vorgesehen. Die Anhörung der
Bezirksausschüsse werde ich Ihnen im Abdruck übermitteln.
Vor einer Entscheidung in der Sache wird der Stadtrat informiert. Dies wird
aus heutiger Sicht vor der Sommerpause 2012 sein. Ihrem Anliegen einer
Befassung des Stadtrates wird somit nachgekommen.

Zu Ziffer 2:

Die Verwaltung wird beauftragt, selbst ein Gutachten in Auftrag zu geben,
welches noch einmal objektiv nachprüft, ob die Voraussetzungen zur Ge-
nehmigung hinsichtlich eines ausreichenden Schutzes der Bevölkerung
vorliegen.

Antwort:

Bei den durch die Antragsteller beauftragten Gutachtern des TÜV Süd han-
delt es sich um nach § 29a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes staat-
lich zugelassene Sachverständige, die die erforderliche Fachkunde, Zuver-
lässigkeit und Ausstattung für eine gutachterliche Beurteilung der antrags-
gegenständlichen Anlage besitzen.

Eine neutrale Prüfung des noch zu ergänzenden TÜV-Gutachtens wird zu-
dem – wie unter Ziff. 1 dargestellt – durch das Landesamt für Umwelt er-
folgen.

Ihrem Anliegen nach einer weiteren objektiven Prüfung der Genehmi-
gungsvoraussetzungen wird insoweit nachgekommen.

Zu Ziffer 3:

Das weitere Verwaltungsverfahren wird für die betroffenen Bürgerinnen
und Bürger mit der größtmöglichen Transparenz durchgeführt. Die Informa-
tionen werden durch regelmäßige Information des Bezirksausschusses
und den betroffenen Stadtteilbürgern zugänglich gemacht.

Antwort:

Für das Referat für Gesundheit und Umwelt besteht ein hohes Interesse,
die Bezirksausschüsse 10 Moosach, 23 Allach-Untermenzing und 24 Feld-
moching-Hasenbergl und somit auch die Bürgerinnen und Bürger über den
aktuellen Sachstand der Bearbeitung des o.g. Antrages zu informieren, um
ein für alle Seiten transparentes Verwaltungsverfahren zu gewährleisten.
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So nahm das RGU auf der Informationsveranstaltung am 23.11.2011, die
von den Bezirksausschüssen 10 und 23 organisiert wurde ausführlich zu
dem Vorhaben Stellung.
Im Dezember 2012 wurden von mir die Vertreterinnen und Vertreter der
neu gegründeten Bürgerinitiative empfangen und über den aktuellen
Sachstand sowie die weiteren Verfahrensschritte informiert.

Die letzte Information der o.g. Bezirksausschüsse über den Stand des Ver-
waltungsverfahrens ist mit Schreiben des RGU vom 30.12.2011 erfolgt.

Im Übrigen werden die Bezirksausschüsse entsprechend des unter Ziff. 2
dargestellten Verfahrens in das weitere Verwaltungsverfahren eingebun-
den.

Ihrem Anliegen zur Durchführung eines Verwaltungsverfahrens mit größt-
möglicher Transparenz wird somit entsprochen.

Zu Ihrer Information habe ich Ihnen eine Liste der antragsgegenständli-
chen, zur Lagerung und Abfüllung beabsichtigten Stoffe, welche auch an
die Bezirksausschüsse zugesandt wurde, beigefügt. Der Antragsteller
wurde aufgefordert, die einzeln zur Lagerung und Abfüllung beabsichtigten
Stoffe mit maximalen Lagermengen sowie Gebindegrößen zu konkretisie-
ren, ggf. weitere zur Lagerung und Abfüllung beabsichtigte Stoffe mitzutei-
len.

Die Anlage kann im Presse- und Informationsamt angefordert oder online
im Ratsinformationssystem unter dem Link „Stadtrat“ auf
www.muenchen.de/rathaus abgerufen werden.

http://www.muenchen.de/rathaus
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StKM-Notfallambulanz_2012_01_25.odt

Ambulante Notfallversorgung in der Städtischen Klinikum München GmbH

Anfrage:

Das RGU als Betreuungsreferat für die Städtische Klinikum München GmbH wird gebeten, 
folgende Fragen zur Versorgung von ambulanten Patienten in Notaufnahmen zu beantworten:

1. Wer hat den Versorgungsauftrag für die ambulante Notfallversorgung von Patienten in der 
Nacht, an Wochenenden und Feiertagen?

2. Wie können Krankenhäuser die ambulante Notfallversorgung von Patienten abrechnen?

3. Wie hoch ist der durchschnittliche Erlös für die ambulante Notfallversorgung pro Patient in der 
Städtischen Klinikum München GmbH? 

4. Wie hoch sind im Durchschnitt die Behandlungskosten für die ambulante Notfallversorgung
pro Patient in der Städtischen Klinikum München GmbH?

Begründung:

Die Städtische Klinikum München GmbH leistet mit ihren Notaufnahmen einen wesentlichen 
Beitrag zur Versorgung von ambulanten Notfallpatienten. Die Versorgung scheint aber nicht 
kostendeckend zu sein, da das Klinikum der LMU München angesichts eines Jahresdefizits von 
6,5 Mio. Euro (SZ vom 26.11.2011) sich aus der ambulanten Notfallversorgung zurückziehen und 
diesen defizitären Bereich der Städtischen Klinikum München GmbH überlassen will. Sollte hier 
tatsächlich eine deutliche Unterfinanzierung der ambulanten Notfallversorgung durch die 
Kostenträger vorliegen, ist dies entsprechend zu bewerten und zu kommunizieren.

gez:
Ingo Mittermaier
Stadtrat

gez.
Dr. Ingrid Anker
Stadträtin

gez.
Hans Dieter Kaplan
Stadtrat

gez.
Dr. Josef Assal
Stadtrat



Josef Schmid Mario Schmidbauer

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

ANTRAG
25.01.12

Übernahme des Herrmann-von-Siemens-Sportparks
durch die Landeshauptstadt München vorantreiben

Die Landeshauptstadt München  intensiviert die Verhandlungen mit der Siemens AG bezüg-
lich der Übernahme des Hermann-von-Siemens-Sportparks mit dem Ziel im  1. Quartal 2012
zum Abschluss zu kommen. 

Begründung  :
Die Firma Siemens hat den Betriebs-Sportvereinen, die im Hermann-von-Siemens-Park ih-
rem Sport nachgehen, die Pachtverträge ursprünglich zum 01.07.2011 gekündigt. Als Grund
gibt Siemens �den deutlichen Rückgang der Mitarbeiterzahlen am Standort Hofmannstraße
sowie neue Herausforderungen an ein betriebliches Gesundheitsmanagement� an. Siemens
hat das Areal jedoch der Stadt angeboten und ist bereit,  den Park überzuleiten und damit
eine öffentliche Nutzung zu ermöglichen. 
Laut Schreiben der 2. Bürgermeisterin Christine Strobl vom 25.11.2011 möchte die Landes-
hauptstadt München  den Siemens-Sportpark für  die  sportliche Nutzung erhalten und ihn
deshalb kaufen. Die Verhandlungen dauern jedoch noch an.
Zwischenzeitlich � zum 01.01.2012 � wurde den Sportlern von Siemens die weitere Nutzung
des Sportparks untersagt und als Alternative eine Halle an der Geretsriederstraße zur Verfü-
gung gestellt. Diese Lösung ist wegen Größe und Ausstattung der Einrichtung für die Sport-
ler auf Dauer nicht praktikabel. Da der Tennisverein den Siemens-Sportpark weiterhin nut-
zen darf und die Stadt in Kaufverhandlungen mit der Siemens AG steht, ist  es nicht nach-
vollziehbar, dass die Sportler zum derzeitigen Zeitpunkt von der Anlage verwiesen wurden. 
Die Probleme könnten sehr rasch dadurch gelöst werden, dass die Landeshauptstadt Mün-
chen den Hermann-von-Siemens-Sportpark umgehend kauft und den interessierten Verei-
nen und Sportlern zur Nutzung überlässt. Insoweit müssen die Kaufverhandlungen forciert
und abgeschlossen werden.
Wir erinnern auch an unseren Antrag vom 27.05.2011 zum gleichen Thema, der bis heute -
ohne Fristverlängerung! - nicht bearbeitet worden ist und erwarten eine umgehende Erledi-
gung.

gez. gez.
Josef Schmid, Stadtrat Mario Schmidbauer, 
Fraktionsvorsitzender Stadtrat 

CSU-Fraktion,Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; 
Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de; wzim.de



Beatrix Burkhardt Hans Podiuk

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München

ANTRAG   
   25.01.12

Heilpädagogische Tagesstätte (HPT) Kinderhaus Kai unterstützen

1. Der Kündigungstermin für das Kinderhaus Kai wird bis zum Ende des Kindergarten-
jahres am 05.08.2012 hinausgeschoben.

2. Die Landeshauptstadt München  ermöglicht der HPT einen dauerhaften Standort in
der Messestadt  Riem.  Sollte  dieses Ziel  erst  mittelfristig  erreichbar  sein,  müssen
kurzfristige Zwischenlösungen geprüft werden: 
Dies könnte z.B. 

� die ehemalige Asylbewerberunterkunft an der Joseph-Wild-Straße,
� eine Unterbringung in Containern,
� eine Nutzung des Hauses der Gegenwart sein.

Bei der Prüfung eines endgültigen Standortes wird auch die Überlassung der geplanten vier-
ten, noch nicht errichteten Kindertagesstätte und der vorgezogene dreizügige Ausbau der
neuen Grundschule an der Leibengerstraße (geplant zweizügig) einbezogen.

Begründung:   
Im Interesse und auf ausdrücklichen Wunsch des Stadtjugendamtes ist  die  HPT im Jahr
2006 von Oberföhring in die Räume der Landeshauptstadt München im Förderzentrum der
Messestadt Riem umgezogen.
Die HPT betreut seelisch behinderte oder von seelischer Behinderung bedrohte Mädchen
und Jungen zwischen drei und zwölf Jahren. Zur Zeit werden 36 Kinder in vier Gruppen von
jeweils zwei pädagogischen Fachkräften gefördert. Durch die Nähe zum ehemaligen Buga-
Gelände bieten sich im Riemer Park mit Rodelhügel,  Badesee und Spielplätzen attraktive
Spiel-, Freizeit- und Fördermöglichkeiten auch im Freien.
Aus sozialräumlichen Aspekten besteht laut Aussage des Stadtjugendamtes weiterhin das
Interesse, dass die Einrichtung in Riem angesiedelt bleibt, insbesondere, da laut einer aktu-
ellen Wartelistenabfrage (30.09.2011) in Riem der größte Bedarf an Plätzen, wie sie in der
HPT angeboten werden, festgestellt wurde.
Deshalb muss zunächst der Verbleib des Kinderhauses Kai bis zum 05.08.2012 in den der-
zeitigen Räumen ermöglicht und die Prüfung geeigneter Zwischen- und endgültiger Lösun-
gen sofort gestartet werden. 
Die Landeshauptstadt München ist in diesem Fall besonders gefordert und in der Verant-
wortung,  weil  die  Raumprobleme durch eine  unzureichende Schulbedarfsplanung für  die
Messestadt durch das Referat für Bildung und Sport entstanden sind.

gez. gez.
Beatrix Burkhardt Hans Podiuk
Stadträtin Stadtrat 

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; 
email: csu-fraktion@muenchen.de        wzim.de  



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Antrag
25.01.2012

Nicht-linke Jugendarbeit fördern –
die Stadt unterstützt den Verein „Frei Räume“

Ich beantrage:

Die Stadt München kommt dem Ersuchen des Vereins „Frei Räume“ um eine
angemessene Bezuschussung im Rahmen der städtischen Jugendförderung
entgegen.

Begründung:

Der Verein „Frei Räume“ (c/o Norman Bordin, Anschrift bekannt) hat dieser Tage ei-
nen förmlichen Antrag auf städtische Bezuschussung beim
Sozialreferat/Stadtjugendamt eingereicht.

Seine Ziele und den Zweck der Vereinstätigkeit beschreibt der Verein wie folgt: „Der
Verein ´Frei Räume´ existiert seit kurzem als Anlaufstelle für Jugendliche, junge
Menschen, kulturell und politisch aktive Gruppen, kleine Vereine, interessierte Be-
wohnerinnen und Bewohner der Stadt München und ihres Umlandes, die sich aktiv
für eine lebenswerte Zukunft unserer Stadt im 21. Jahrhundert einsetzen.

Unser Verein fördert Begegnung, Selbstorganisation, politisches Bewußtsein, freie
Bildung, solidarische, am Volkswohl orientierte Initiativen, Kunst und Kultur außer-
halb des bundesdeutschen ´Mainstream´ und aktive Toleranz gegenüber einem
nicht-linken, gewaltfreien und patriotisch-national orientierten Jugendspektrum in und
im Umfeld der bayerischen Landeshauptstadt.

Selbstverständlich verfolgt ´Frei Räume´ keinerlei verfassungsfeindliche Ziele, son-
dern unterstützt ausschließlich die Vereinsziele. Unsere Tätigkeit verfolgt auch
keinerlei kommerzielle Ziele oder Gewinnabsichten.“

Der Verein wendet sich mit der Bitte um Bezuschussung im Rahmen der städtischen
Jugendförderung und Jugendbildungsarbeit an die Stadt, „um ´Frei Räume´ dauer-

b.w.
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haft als Kristallisationspunkt einer attraktiven Jugend- und Jugendbildungsarbeit zu
institutionalisieren und unsere Strukturen im Münchner Stadtgebiet zu verfestigen.
Dies kann nur im Interesse einer lebendigen, bunten und vielfältigen Stadtgesell-
schaft liegen.“

Das Stadtjugendamt unterstützt den wegen seiner linksextremen Aktivitäten in den
Fokus der bayerischen Verfassungsschützer geratenen Verein „Zeit, Schlacht &
Raum – Verein  für Kultur im Schlachthof e.V.“ seit Ende der neunziger Jahre mit er-
heblichen städtischen Mitteln, etwa indem die Stadt als Vermieterin von
Räumlichkeiten an den Verein auftritt und dem Verein gleichzeitig mit einem Zuschuß
in Höhe von jährlich fast 40.000 Euro bei den entstehenden Mietkosten unter die Ar-
me greift.

Diese städtische Förderpraxis steht wegen ihrer politischen Einseitigkeit und wegen
der u.a. auch vom bayerischen Innenminister kritisierten Begünstigung „gewaltorien-
tierter“ Strukturen und Aktivitäten seit langem in der Kritik. Schon vor diesem
Hintergrund wäre die Stadt gut beraten, wenn sie mit gleicher Großzügigkeit auch
nicht-linke Jugendinitiativen aktiv in ihre Förderpolitik einbezöge.

Mit dem Verein „Frei Räume“ wurde nun jüngst eine Münchner Jugendinitiative ins
Leben gerufen, die sich selbst als Alternative, Sammelbecken und Koordinations-
rahmen für Aktivitäten im Rahmen einer nicht-linken Jugendarbeit mit regionalem
und kommunalem Bezug versteht. Das Fördermodell des seit vielen Jahren von der
Stadt bezuschußten Vereins „Zeit, Schlacht & Raum e.V.“ vor Augen, sieht sich „Frei
Räume“ zur Hoffnung berechtigt, ebenfalls in den Genuß städtischer Fördermittel zu
gelangen, und ist deshalb beim Stadtjugendamt vorstellig geworden. Der Verein hat
– ausweislich eines dem Antragsteller vorliegenden Schreibens an das Stadtjugend-
amt – um Information über geeignete städtische Mietobjekte und Räumlichkeiten für
die Zwecke des Vereins sowie um einen adäquaten jährlichen Zuschuß aus Mitteln
des Sozialreferats gebeten, der es dem Verein ermöglichen würde, „geeignete (...)
Räumlichkeiten zum baldmöglichsten Zeitpunkt anzumieten“.

Die LHM sollte die Gelegenheit beim Schopf ergreifen, endlich dem Eindruck einer
schwer vermittelbaren Parteilichkeit ihrer Jugendförderung zu begegnen. Der Verein
„Frei Räume“ wäre dafür ein hervorragender Ansatzpunkt.

Karl Richter
Stadtrat
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